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Angaben nach §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB und 
erläuternder Bericht des Vorstands gemäß § 176 Abs. 1 Satz 1 AktG 

Das gezeichnete Kapital der Gesellschaft beträgt per 31. Dezember 2012 5.554.243,00 € (Vorjahr: 
5.426.321,00 €) und ist eingeteilt in 5.554.243 nennwertlose auf den Namen lautende Stückaktien zu ei-
nem kalkulatorischen Wert von je 1,00 € am Grundkapital. Das gesamte Grundkapital ist voll erbracht. Alle 
Aktien sind mit gleichen Rechten ausgestattet. Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stim-
me. Hiervon ausgenommen sind 75.332 von der Gesellschaft gehaltene eigene Aktien, aus denen der Gesell-
schaft keine Rechte zustehen. Entsprechend der Neuregelungen des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes er-
folgt in der Bilanz ein offen ausgewiesener Abzug von 75.332 eigenen Aktien, so dass das abschließend bilan-
zierte Grundkapital 5.478.911 € beträgt. Die mit den Aktien verbundenen Rechte und Pflichten ergeben sich 
im Einzelnen aus den Regelungen des Aktiengesetzes, insbesondere aus den §§ 12, 53a ff., 118 ff. und 186 
AktG. Unterschiedliche Aktiengattungen bestehen nicht. 

 
Beschränkungen hinsichtlich der Stimmrechte oder Übertragung von Aktien 

Beschränkungen, die Stimmrechte oder Übertragungen von Aktien betreffen können, sind dem Vorstand nicht 
bekannt.  

 
Beteiligungen am Kapital der Gesellschaft von mehr als 10 % der Stimmrechte 

Der Gesellschaft ist zum 31. Dezember 2012 eine Beteiligung der Hubert Burda Digital GmbH, München, in 
Höhe von rund 60 % der Stimmrechte der XING AG bekannt. Zum 31. Dezember 2011 war die Hubert Burda 
Digital GmbH, München, mit ca. 29,6 % des Kapitals und der Stimmrechte an der XING AG beteiligt. 

Weitere Informationen oder Mitteilungen nach §§ 21 f. WpHG seitens mittelbar und / oder unmittelbar mit 
mehr als 10 % des Kapitals und der Stimmrechte beteiligter Aktionäre liegen der Gesellschaft nicht vor. 

 
Ernennung und Abberufung von Mitgliedern des Vorstands / Satzungsänderungen 

Die Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Vorstands richtet sich nach den §§ 84, 85 AktG sowie Ziffer 
7 der Satzung in der aktuellen Fassung. Gemäß Ziffer 7 Abs. 1 der Satzung besteht der Vorstand aus einer 
oder mehreren Personen. Der Aufsichtsrat bestimmt die Anzahl der Mitglieder des Vorstands. Für die Bestel-
lung und Abberufung einzelner oder sämtlicher Mitglieder des Vorstands sieht die Satzung keine Sonderrege-
lungen vor. Die Bestellung und Abberufung liegt in der Zuständigkeit des Aufsichtsrats. 

Satzungsänderungen erfolgen nach den §§ 179, 133 AktG. Die Satzung hat nicht von der Möglichkeit Ge-
brauch gemacht, weitere Erfordernisse für Satzungsänderungen aufzustellen. Die Beschlüsse der Hauptver-
sammlung werden, soweit nicht zwingend gesetzliche Vorschriften entgegenstehen, mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen und, sofern das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, 
mit der einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst. Der Aufsichtsrat 
ist gemäß Ziffern 5 und 18 der Satzung in der aktuellen Fassung zu Satzungsänderungen ermächtigt, die nur 
die Fassung betreffen. 

 
Befugnisse des Vorstands zur Ausgabe und zum Rückkauf von Aktien 

Die Befugnisse des Vorstands der Gesellschaft, Aktien auszugeben oder zurückzukaufen, beruhen sämtlich auf 
entsprechenden Ermächtigungsbeschlüssen der Hauptversammlung, deren Inhalt nachfolgend dargestellt wird.  
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Genehmigtes Kapital 2011 

Der Vorstand ist durch Beschluss der Hauptversammlung vom 26. Mai 2011 ermächtigt worden, bis zum 25. 
Mai 2016 das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch einmalige oder mehr-
malige Ausgabe von neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen um bis 
zu € 2.645.998,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011). Dabei muss sich die Zahl der Aktien in demsel-
ben Verhältnis erhöhen wie das Grundkapital. Den Aktionären ist dabei ein Bezugsrecht einzuräumen. Die 
neuen Aktien können auch von einem oder mehreren durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand ist 
jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen: 

(1) um Spitzenbeträge auszugleichen; 

(2) wenn die Aktien gegen Sacheinlage, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen oder sonstigen mit einem Akquisitionsvorhaben im Zusam-
menhang stehenden Vermögensgegenständen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 
ausgegeben werden; 

(3) wenn die Aktien der Gesellschaft gegen Bareinlage ausgegeben werden und der Ausgabepreis je Aktie 
den Börsenpreis der im Wesentlichen gleich ausgestatteten, bereits börsennotierten Aktien zum Zeitpunkt 
der endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet. Die Anzahl der in dieser 
Weise unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien darf 10 % des Grundkapitals nicht über-
schreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. Auf diese Höchstgrenze sind andere Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung 
von Options- und/oder Wandlungsrechten bzw. Wandlungspflichten aus Wandel- und/oder Options-
schuldverschreibungen, oder Aktienoptionen auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibungen oder 
Aktienoptionen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entspre-
chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden; 

(4) wenn die Aktien Arbeitnehmern der Gesellschaft und/oder Arbeitnehmern oder Mitgliedern der Ge-
schäftsführung eines mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens im Sinne von § 15 AktG zum Er-
werb angeboten oder auf sie übertragen werden. Die neuen Aktien können dabei auch an ein geeignetes 
Kreditinstitut ausgegeben werden, die die Aktien mit der Verpflichtung übernimmt, sie ausschließlich an 
die hiernach begünstigten Personen weiterzugeben. Die Anzahl der so unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegebenen Aktien darf 2 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung. 

Der anteilige Betrag am Grundkapital, der auf Aktien entfällt, die unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-
näre gegen Bar- oder Sacheinlagen ausgegeben werden, darf insgesamt 25 % des im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft nicht übersteigen. 

Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, den Inhalt der Aktienrechte, die Einzelheiten 
der Kapitalerhöhung sowie die Bedingungen der Aktienausgabe, insbesondere den Ausgabebetrag, festzulegen.  

Der Vorstand hat von dieser ihm eingeräumten Ermächtigung bisher keinen Gebrauch gemacht.  

 
Bedingtes Kapital I 2006 

Das Grundkapital der Gesellschaft wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 3. November 2006 
unter Berücksichtigung der Änderungen durch Beschluss der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 28. Mai 
2009 um 200.822,00 € durch Ausgabe von bis zu Stück 200.822 auf den Namen lautenden Aktien bedingt 
erhöht (Bedingtes Kapital I 2006). Das Bedingte Kapital I 2006 dient der Sicherung von Bezugsrechten aus 
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Aktienoptionen, die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 3. November 
2006 unter Berücksichtigung der Änderungen durch Beschluss der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 
28. Mai 2009 von der Gesellschaft im Rahmen des Aktienoptionsplans 2006 in der Zeit bis zum 31. Oktober 
2011 ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Aktienoptionen 
ausgegeben werden und die Inhaber dieser Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft 
Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eigene Aktien oder einen Baraus-
gleich gewährt. Die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten Kapital erfolgt zu dem gemäß lit. c) (e) zu TOP 6 
der Hauptversammlung vom 3. November 2006 festgelegten Ausübungspreis. Die neuen Aktien nehmen von 
Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der 
Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. 

Das Bedingte Kapital I 2006 betrug zum 31. Dezember 2011 79.213,00 €. Durch Ausgabe von 22.078 
Stück Bezugsaktien in 2012 im Nennwert von 22.078,00 € hat sich das Grundkapital um 22.078,00 € er-
höht. Das Bedingte Kapital I 2006 beträgt damit zum 31. Dezember 2012 noch 57.135,00 €.  

 
Bedingtes Kapital II 2006 

Das Grundkapital der Gesellschaft wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 3. November 2006 
um insgesamt 1.540.680,00 € durch Ausgabe von insgesamt bis zu 1.540.680 neuen auf den Namen lau-
tenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital II 2006). Das Bedingte Kapital II 2006 dient ausschließ-
lich der Gewährung neuer Aktien an die Inhaber von Wandlungs- oder Optionsrechten, die gemäß Ermächti-
gungsbeschluss der Hauptversammlung vom 3. November 2006 unter TOP 7 lit. a) durch die Gesellschaft 
oder durch Gesellschaften, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, 
ausgegeben werden. Die Ausgabe der Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehenden Ermächtigungs-
beschlusses jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur 
durchgeführt, soweit die Inhaber der Wandlungs- oder Optionsrechte von ihren Wandlungs- oder Optionsrech-
ten Gebrauch machen oder Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen. Die Aktien neh-
men - sofern sie bis zum Beginn der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft entstehen - vom Beginn 
des vorhergehenden Geschäftsjahres, ansonsten vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am 
Gewinn teil. Zum 31. Dezember 2012 sind aus dem Bedingten Kapital II 2006 keine Aktien ausgegeben. 

 
Bedingtes Kapital 2008 

Das Grundkapital der Gesellschaft ist durch Ausgabe von bis zu Stück 231.348 neuen auf den Namen lauten-
den Stückaktien um insgesamt 231.348,00 € bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2008). Das Bedingte Kapital 
2008 dient ausschließlich der Gewährung neuer Aktien an die Inhaber von Wandlungs- oder Optionsrechten, 
die gemäß Ermächtigungsbeschluss der Hauptversammlung vom 21. Mai 2008 durch die Gesellschaft oder 
durch Gesellschaften, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, ausgege-
ben werden. 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur durchgeführt, soweit die Inhaber der Schuldverschreibungen ihre 
Wandlungs- oder Optionsrechte ausüben. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in 
dem sie entstehen, am Gewinn teil. 

Das Bedingte Kapital 2008 wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 28. Mai 2009 teilweise auf-
gehoben und betrug zum 31. Dezember 2011 96.198,00 €. Durch Ausgabe von 64.094 Stück Bezugsaktien 
in 2012 im Nennwert von 64.094,00 € hat sich das Grundkapital um 64.094,00 € erhöht. Das bedingte 
Kapital 2008 beträgt damit zum 31. Dezember 2012 noch 32.104,00 €.  
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Bedingtes Kapital 2009 

Das Grundkapital der Gesellschaft ist durch Ausgabe von bis zu Stück 197.218 neuen auf den Namen lauten-
den Stückaktien um insgesamt 197.218,00 € bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2009). Das bedingte Kapital 
2009 dient ausschließlich der Gewährung neuer Aktien an die Inhaber von Wandlungs- oder Optionsrechten, 
die gemäß Ermächtigungsbeschluss der Hauptversammlung vom 28. Mai 2009 durch die Gesellschaft oder 
durch Gesellschaften, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, ausgege-
ben werden. 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur durchgeführt, soweit die Inhaber der Schuldverschreibungen ihre 
Wandlungs- oder Optionsrechte ausüben. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in 
dem sie entstehen, am Gewinn teil.  

Das Bedingte Kapital 2009 wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 27. Mai 2010 teilweise auf-
gehoben und betrug zum 31. Dezember 2011 noch 102.900,00 €. Durch Ausgabe von 41.750 Stück Be-
zugsaktien in 2012 im Nennwert von 41.750,00 € hat sich das Grundkapital um 41.750,00 € erhöht. Das 
Bedingte Kapital 2009 beträgt damit zum 31. Dezember 2012 noch 61.150,00 €.  

 
Bedingtes Kapital 2010 

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu € 94.318,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 94.318 auf den 
Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2010). Das Bedingte Kapital 2010 dient der 
Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die auf Grund der Ermächtigung der Hauptversammlung der 
Gesellschaft vom 27. Mai 2010 von der Gesellschaft im Rahmen des Aktienoptionsplans 2010 ausgegeben 
werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Aktienoptionen ausgegeben wer-
den und die Inhaber dieser Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch ma-
chen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eigene Aktien oder einen Barausgleich gewährt. 
Die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten Kapital 2010 erfolgt zu dem gemäß Beschluss der Hauptversamm-
lung vom 27. Mai 2010 zu Punkt 8 Buchstabe d) Ziffer (5) festgelegten Ausübungspreis. Die neuen Aktien 
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil. Zum 31. Dezember 2012 
sind aus dem Bedingten Kapital 2010 keine Aktien ausgegeben.  

 
Bedingtes Kapital 2012 

Das Grundkapital ist um bis zu 1.085.264,00 € durch Ausgabe von bis zu 1.085.264 Stück auf den Namen 
lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2012). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur inso-
weit durchgeführt, als die Inhaber von Wandelschuld- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die die XING 
AG oder deren Konzernunternehmen aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 14. 
Juni 2012 bis zum 13. Juni 2017 (einschließlich) ausgegeben haben, ihre Wandlungs- oder Optionsrechte 
ausüben oder soweit Wandlungs- bzw. Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden 
und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen - so-
fern sie bis zum Beginn der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft entstehen - vom Beginn des 
vorhergehenden Geschäftsjahres, ansonsten vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am 
Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrates die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Zum 31. Dezember 2012 sind aus dem Bedingten 
Kapital 2012 keine Aktien ausgegeben.  

Zum Stichtag 31. Dezember 2012 waren insgesamt 158.524 (Vorjahr 363.675) Stück Aktienoptionen an 
Mitarbeiter, Führungskräfte und den Vorstand selbst ausgegeben, die noch nicht verfallen sind oder bereits 
ausgeübt wurden. 
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Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 

Der Vorstand wurde mit Beschluss der Hauptversammlung vom 27. Mai 2010 unter Aufhebung des vorheri-
gen Beschlusses vom 28. Mai 2009 zum Erwerb eigener Aktien wie folgt ermächtigt: 

a) Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 

Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 26. Mai 2015 eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals in Höhe von € 5.272.447,00 der Gesell-
schaft zu erwerben. Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, die sich 
im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach den §§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeit-
punkt mehr als 10 % des Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des Handels 
in eigenen Aktien ausgenutzt werden. 

Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, in Verfolgung eines oder meh-
rerer Zwecke, durch die Gesellschaft oder durch von ihr abhängige oder in Mehrheitsbesitz der Gesell-
schaft stehende Unternehmen, oder durch auf deren Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft han-
delnde Dritte ausgeübt werden. 

b) Arten des Erwerbs 

Der Erwerb darf nach Wahl des Vorstands (1) über die Börse oder (2) aufgrund eines an alle Aktionäre 
gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. aufgrund einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Auf-
forderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erfolgen.  

(1) Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte Kaufpreis je Ak-
tie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Börsenhandelstag durch die Eröffnungsauktion ermittelten 
Kurs im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 
Wertpapierbörse um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten.  

(2) Erfolgt der Erwerb aufgrund eines an alle Aktionäre gerichtetes öffentliches Kaufangebots oder auf-
grund einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangebo-
ten, dürfen 

- im Falle eines an alle Aktionäre gerichtetes öffentliches Kaufangebots der gebotene Kaufpreis 
je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) bzw. 

- im Falle einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Ver-
kaufsangeboten die Grenzwerte der von der Gesellschaft festgelegten Kaufpreisspanne (ohne 
Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt der Schlusskurse der Aktien der Gesellschaft im Xetra-
Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapier-
börse während der letzten fünf Börsenhandelstage vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung 
des öffentlichen Kaufangebots bzw. der öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsan-
geboten um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. 

Ergeben sich nach der Veröffentlichung eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots 
bzw. einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten 
erhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, so kann das Kaufangebot bzw. die Aufforderung zur 
Abgabe von Verkaufsangeboten angepasst werden. In diesem Fall wird auf den Durchschnitt der Schluss-
kurse der Aktien der Gesellschaft im Xetra-Handelssystem (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) 
an der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten fünf Börsenhandelstage vor der öffentlichen An-
kündigung der Anpassung abgestellt.  

Sofern ein an alle Aktionäre gerichtetes öffentliches Kaufangebot überzeichnet ist, kann es nur nach Quo-
ten angenommen werden. Sofern im Fall einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforderung 
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zur Abgabe von Verkaufsangeboten von mehreren gleichwertigen Angeboten nicht alle angenommen 
werden, kann die Annahme der Angebote nur nach Quoten erfolgen. 

Eine bevorrechtigte Behandlung geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück Aktien je Aktionär kann vorgese-
hen werden. 

Das an alle Aktionäre gerichtete öffentliche Kaufangebot bzw. die an alle Aktionäre gerichtete öffentliche 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten kann weitere Bedingungen vorsehen. 

c) Verwendung der eigenen Aktien 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die aufgrund dieser Ermächtigung er-
worbenen eigenen Aktien zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken, insbesondere auch zu den folgenden 
Zwecken zu verwenden: 

(1) Die Aktien können auch in anderer Weise als über die Börse oder aufgrund eines Angebots an alle 
Aktionäre veräußert werden, wenn der bar zu zahlende Kaufpreis den Börsenpreis der im Wesentli-
chen gleich ausgestatteten, bereits börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet. Die An-
zahl der in dieser Weise veräußerten Aktien darf zusammen mit der Anzahl der neuen Aktien, die 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter Bezugsrechtsausschluss 
nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, und der Anzahl der Aktien, die durch Ausübung 
von Options- und/oder Wandlungsrechten oder Erfüllung von Wandlungspflichten aus Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen entstehen können, die während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, 
10 % des Grundkapitals nicht überschreiten. 

(2) Die Aktien können gegen Sachleistung veräußert werden, insbesondere auch in Zusammenhang mit 
dem Erwerb von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen sowie 
Zusammenschlüssen von Unternehmen.  

(3) Die Aktien können durch den Vorstand bzw. – soweit der Vorstand begünstigt ist – durch den Auf-
sichtsrat zur Bedienung von Bezugsrechten auf Aktien der Gesellschaft verwendet werden, die Mit-
gliedern des Vorstands der Gesellschaft, ausgewählten Führungskräften, sonstigen Leistungsträgern 
und Mitarbeitern der Gesellschaft sowie Geschäftsführungsmitgliedern, ausgewählten Führungskräf-
ten, sonstigen Leistungsträgern und Mitarbeitern mit ihr verbundener Unternehmen im Sinne des 
§ 15 AktG 

- im Rahmen des Aktienoptionsplans 2006, zu dessen Auflage die Hauptversammlung vom 
3. November 2006 durch Beschluss zu Punkt 6 der Tagesordnung, zuletzt geändert durch Be-
schluss der Hauptversammlung vom 28. Mai 2009 zu Punkt 10 der Tagesordnung, ermächtigt 
hat, oder 

- im Rahmen des Aktienoptionsplans 2008, zu dessen Auflage die Hauptversammlung vom 
21. Mai 2008 durch Beschluss zu Punkt 7 der Tagesordnung, geändert durch Beschluss der 
Hauptversammlung vom 28. Mai 2009 zu Punkt 10 der Tagesordnung, ermächtigt hat, oder 

- im Rahmen des Aktienoptionsplans 2009 zu dessen Auflage die Hauptversammlung vom  
28. Mai 2009 durch Beschluss zu Punkt 11 der Tagesordnung ermächtigt hat, oder 

- im Rahmen des Aktienoptionsplans 2010, soweit die Hauptversammlung vom 27. Mai 2010 
durch Beschluss zu Punkt 8 der Tagesordnung zu dessen Auflage ermächtigt, eingeräumt wur-
den oder werden. Soweit hiernach Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft begünstigt sind, 
entscheidet der Aufsichtsrat über die Verwendung eigener Aktien zur Bedienung von Bezugs-
rechten. 
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(4) Die eigenen Aktien können zur Bedienung von Wandlungs- und Optionsrechten auf Aktien der Ge-
sellschaft verwendet werden. Soweit eigene Aktien Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft über-
tragen werden sollen, gilt diese Ermächtigung für den Aufsichtsrat. 

(5) Die eigenen Aktien können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zur Gesellschaft oder einem mit 
ihr verbundenen Unternehmen im Sinne von § 15 AktG stehen, mit einer Sperrfrist von nicht weni-
ger als zwei Jahren zum Erwerb angeboten oder auf sie übertragen werden. Sie können auch Mit-
gliedern des Vorstands der Gesellschaft oder Mitgliedern der Geschäftsführung eines mit der Gesell-
schaft verbundenen Unternehmens im Sinne von § 15 AktG mit einer Sperrfrist von nicht weniger 
als zwei Jahren zum Erwerb angeboten oder auf sie übertragen werden. Soweit Mitglieder des Vor-
stands der Gesellschaft begünstigt sind, obliegt die Auswahl der Begünstigten und die Bestimmung 
des Umfangs der ihnen jeweils zu gewährenden Aktien dem Aufsichtsrat. 

(6) Die eigenen Aktien können eingezogen werden, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung 
eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Sie können auch im vereinfachten Verfahren 
ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen rechnerischen Betrags der übrigen 
Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft eingezogen werden. Erfolgt die Einziehung im verein-
fachten Verfahren, ist der Vorstand zur Anpassung der Zahl der Stückaktien in der Satzung ermäch-
tigt.  

Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, ganz oder teilweise, einzeln oder gemein-
sam ausgenutzt werden. Die Ermächtigungen unter (2) und (3) können auch durch abhängige oder in Mehr-
heitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder durch auf deren Rechnung oder auf Rechnung der 
Gesellschaft handelnde Dritte ausgenutzt werden. 

Das Bezugsrecht der Aktionäre auf die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien wird ausge-
schlossen, soweit sie gemäß den vorstehenden Ermächtigungen unter (1) – (5) verwendet werden. 

 
Entschädigungsvereinbarungen der Gesellschaft mit Mitgliedern des Vorstands oder Arbeitnehmern für 
den Fall eines Übernahmeangebots 

Die XING AG gewährt dem Vorstandsvorsitzenden Dr. Stefan Groß-Selbeck für den Fall einer Änderung der 
Eigentumsverhältnisse der Gesellschaft, die eine Verpflichtung zur Abgabe eines Übernahmeangebots nach 
sich zieht (Change-of-Control), unter weiteren Bedingungen ein ausübbares, befristetes Sonderkündigungsrecht 
und die Zahlung der kapitalisierten Jahresgesamtvergütung (Grundgehalt, Zieltantieme unter Annahme von 
100% Zielerfüllung und Nebenleistungen) für die Restlaufzeit des Dienstvertrages (bis zum 15. Januar 2013), 
mindestens für eineinhalb Jahre.  

Das Vorstandsmitglied Ingo Chu erhält unter vergleichbaren Bedingungen eine Abfindung in Höhe von maxi-
mal des zweifachen der Grundvergütung und des Bonus bei Annahme von 100% Zielerreichung. Die Vor-
standsmitglieder Dr. Stefan Gross-Selbeck, Ingo Chu und Dr. Helmut Becker erhalten in diesem Fall außerdem 
eine Barabfindung für die bei Vertragsbeendigung nicht einlösbaren Aktienoptionen, wobei sich für den Vor-
standsvorsitzenden Dr. Stefan Gross-Selbeck die Bemessungsgrundlage bei einer Beendigung im dritten oder 
vierten Jahr der Bestellung um 50.000 Optionen erhöht.  

 
Weitere Angaben 

Die übrigen nach § 315 Abs. 4 HGB geforderten Angaben betreffen Verhältnisse, die bei der XING AG nicht 
vorliegen. Weder gibt es Inhaber von Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse verleihen, noch Stimm-
rechtskontrollen durch am Kapital der Gesellschaft beteiligte Arbeitnehmer, noch wesentliche Vereinbarungen, 
die unter der Bedingung eines Kontrollwechsels infolge eines Übernahmeangebots stehen. 
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Erklärung zur Unternehmensführung gemäß § 289a HGB 

Hierzu verweisen wir auf unsere Erläuterungen auf der Website unter:  
http://corporate.xing.com/deutsch/investor-relations/corporate-governance/hgb-289a/ 

 

Hamburg im April 2013 

XING AG 

Der Vorstand 


